
 
Kleine Anfrage 
Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten), Oliver Stirböck (Freie Demokraten) 
und Stefan Müller (Heidenrod) (Freie Demokraten) vom 05.05.2022 
Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes (OZG) und OZG 2.0 – Teil II  
und  
Antwort  
Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung 
 
 
 
Vorbemerkung Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung: 
Das Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen, auch Onlinezugangs-
gesetz (OZG) genannt, verpflichtet Bund, Länder und Kommunen bis Ende 2022 ihre Verwal-
tungsleistungen über Verwaltungsportale auch elektronisch anzubieten. Bund und Länder werden 
außerdem ihre Verwaltungsportale miteinander zu einem Portalverbund verknüpfen. Dieser stellt 
die technische Plattform zur Verfügung, auf der sich Bürgerinnen, Bürger, Unternehmen und 
sonstige Organisationen bundesweit über jede Verwaltungsleistung elektronisch informieren kön-
nen. Außerdem sind dort die jeweiligen (Antrags-) Formulare zugänglich, unabhängig davon, auf 
welchem Verwaltungsportal in Deutschland sie ihre Suche beginnen und welche Behörde letztlich 
für das Anliegen zuständig ist. 
 
Bund und Länder haben sich für die Umsetzung des OZG zu einem arbeitsteiligen Vorgehen 
entschieden und dies im IT-Planungsrat beschlossen (Föderales Digitalisierungsprogramm). Ziel 
ist es, die vorhandenen Ressourcen effektiv und effizient einzusetzen. Nach dem Prinzip „Einer 
für Alle“ (EfA) wird die Bearbeitung von festgelegten Themenfeldern auf einzelne Länder ver-
teilt, sodass nicht alle 16 Länder sämtliche OZG-Leistungen eigenständig parallel erarbeiten.  
Dabei wird ein Online-Antragsverfahren durch ein Land federführend entwickelt und an zentraler 
Stelle für weitere Länder zur Nachnutzung betrieben. Durch die Zusammenarbeit vieler Länder 
und Kommunen sollen die nach dem EfA-Prinzip entwickelten und implementierten Online- 
Antragsverfahren eine flächendeckend digitale Verwaltungslandschaft schaffen. 
 
Mit dem hessischen OZG-Umsetzungsprojekt werden sowohl eigene umzusetzende Landes- als 
auch kommunale Leistungen koordiniert. Dabei ist festzuhalten, dass in Hessen der Großteil der 
für die Bürgerinnen und Bürger besonders relevanten Verwaltungsleistungen in der Zuständigkeit 
der Kommunen liegt, sodass die Umsetzung des OZG nach fortdauernder Auffassung der Lan-
desregierung nur gelingen kann, wenn alle Ebenen der Verwaltung zusammenarbeiten.  
 
Diese Vorbemerkung vorangestellt beantworte ich die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem 
Minister des Innern und für Sport wie folgt:  
 
 
Frage 1. Was wird die Hessische Landesregierung unternehmen, um die Kommunen zu ertüchtigen, auch 

OZGplus (Frontend- und Backend) Leistungen zu erstellen, damit eine echte Digitalisierung statt-
finden kann? 

 
Mit der den Kommunen kostenfrei zur Verfügung gestellten Digitalisierungsplattform civento 
besteht für diese die Möglichkeit, Verwaltungsverfahren medienbruchfrei abbilden zu können. 
Standardisierte Frontend-Lösungen können an eigene, mithilfe von civento erstellte Backend- 
Lösungen oder durch Schnittstellen an Fachverfahren vollständig digitalisiert werden. Des Wei-
teren werden derzeit von 15 OZG-Modellkommunen, gefördert durch das Land Hessen, eigen-
verantwortlich digitale Blaupausen inkl. Schnittstellen zur späteren Nachnutzung entwickelt. 
Diese Modellkommunen sollen in Anlehnung an das EfA-Verfahren geeignete Konzeptionen,  
Online-Assistenten, Schnittstellen oder digitale Prozesse, sowohl für OZG-relevante Leistungen 
als auch über das reine Antragsverfahren hinausgehende Prozesse, entwickeln und erproben.  
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Frage 2. Wieviel der vom Bund für das Jahr 2021 für die Umsetzung des OZG zur Verfügung gestellten 
zusätzlichen 3 Mrd. € ist direkt bei den Kommunen angekommen? 

 
Die Förderung aus Konjunkturmitteln in Höhe von 3 Mrd. € unterteilen sich in die Förderung zur 
Umsetzung von Antragsverfahren für OZG-Leistungen nach dem EfA-Prinzip, die Ertüchtigung 
und Weiterentwicklung von OZG-relevanter digitaler Infrastruktur und Vorhaben des Bundes, 
u.a. Querschnittsleistungen und Innovationen. Auf eine dezidierte und explizierte Förderung von 
Kommunen ist das Konjunkturprogramm allein aus finanzverfassungsrechtlichen Gründen nicht 
ausgelegt. Da auch Antragsverfahren für kommunale Leistungen nach dem EfA-Prinzip ent- 
wickelt und finanziert werden, profitieren die Kommunen mittelbar an dem Förderprogramm.  
 
 
Frage 3. Inwiefern kooperiert das Land Hessen in Hinblick auf die OZG-Umsetzung mit den Hessischen 

Hochschulen? 
 
Mit Kabinettsbeschluss vom 04.02.2020 wurden die Rahmenbedingungen der OZG-Umsetzung 
in Hessen und das „Programm Verwaltungsdigitalisierung Hessen“ beschlossen. Demnach erfolgt 
die OZG-Umsetzung in Zusammenarbeit mit allen Ressorts und den Kommunen, in welche die 
zentralen, mit der technischen Bereitstellung beauftragten Dienstleister des Landes (HZD) und 
der Kommunen (ekom21), eng eingebunden werden. Über die Abstimmung auf Ressortebene 
hinaus findet im Rahmen der operativen und der strategischen Steuerung der OZG-Umsetzung 
vonseiten des Ministeriums des Innern und für Sport bzw. des Bereichs der Ministerin für Digitale 
Strategie und Entwicklung keine unmittelbare Kooperation mit hessischen Hochschulen statt. 
 
 
Frage 4.  Wenn keine Kooperation stattfindet, wie begründet die Landesregierung einen Verzicht auf die 

wissenschaftliche Begleitung der OZG-Umsetzung? 
 
Die Entwicklung und Inbetriebnahme von Online-Antragsverfahren erfolgt gemäß dem Kabinetts-
beschluss vom 04.02.2020 und erfordert fachliche sowie technische Expertise der Beschäftigten 
von Behörden des Landes und der Kommunen in enger Zusammenarbeit mit der HZD und der 
ekom21. 
 
 
Frage 5.  Inwiefern wurden Forschungsvorhaben mit der Begründung abgelehnt, dass das OZG schon erfolg-

reich umgesetzt wurde? 
 
Eine Ablehnung eines Forschungsvorhabens mit der Begründung, dass das OZG bereits erfolg-
reich umgesetzt worden sei, ist der Landesregierung nicht bekannt.  
 
 
Frage 6. Inwiefern teilt die Hessische Landesregierung die Auffassung, dass eine Fristverlängerung notwen-

dig ist, um die durch das OZG 2.0 beabsichtigte Verbesserung der OZG-Umsetzung zu erreichen, 
da die Umsetzung bis Ende 2022 nicht leistbar ist? 

 
Das OZG 2.0 zielt auf eine Fortsetzung und Verstetigung der OZG-Umsetzung und soll Rahmen-
bedingungen schaffen, um die Digitalisierung der Verwaltung vor allem in der föderalen Zusam-
menarbeit weiter voranzubringen. Die mögliche Verlängerung der Umsetzungsfrist ist hierbei nur 
ein Aspekt.  
 
 
Frage 7.  Welche Maßnahmen priorisiert die Hessische Landesregierung in dem OZG 2.0? 
 
Die Anforderungen des OZG 2.0 befinden sich zurzeit in ersten Abstimmungen, ein Gesetzent-
wurf liegt noch nicht vor. Die Verstetigung der Digitalisierungsaufgabe für die Verwaltung wird 
– auch aus Sicht der Landesregierung – als wichtige Kernbotschaft eines OZG 2.0 verstanden. 
Weiterhin werden Fragen der Finanzierung, die Digitalisierung von Backend-Verfahren, das  
EfA-Prinzip auch für Fachverfahren, der Abbau von Digitalisierungshemmnissen oder die Rück-
delegation von kommunalen Verfahren als mögliche Diskussionspunkte gesehen, die in einem 
kommenden Gesetzgebungsverfahren zu berücksichtigen sind.  
 
 
Frage 8. Wird sich die Hessische Landesregierung für eine direkte, zweckgebundene Förderung der hessi-

schen Kommunen zur Umsetzung des OZG und OZG 2.0 einsetzen? 
 
Eine Diskussion einer solchen Förderung im OZG 2.0 ist der Landesregierung nicht bekannt. 
Hessen wird seine Kommunen auch weiterhin in angemessener Weise bei der Digitalisierung 
unterstützen, z.B über die fortdauernde kostenlose Bereitstellung der Digitalisierungsplattform 
civento. Zudem sei daran erinnert, dass allein für die Umsetzung des OZG auf kommunaler Ebene 
mehr als 17 Mio. € aus Landesmitteln in Hessen eingesetzt werden.  
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Frage 9. Inwiefern erwartet die Hessische Landesregierung für den Bund, die Länder oder die hessischen 
Kommunen Sanktionen, wenn die von der EU-VO-SDG geforderte vollständig digitale und grenz-
überschreitende Bereitstellung von 21 der wichtigsten Verfahrensbündel (Anhang II der SDG-VO) 
und Leistungen aus vier Richtlinien (2005/36/EG, 2006/123/EG,2014/24/EU und 2014/25/EU) in 
allen Mitgliedstaaten sowie der Anschluss an das europaweite Once-Only-Technical-System 
(OOTS) bis Dezember 2023 nicht umgesetzt sind? 

 
Die Landesregierung erwartet in diesem Falle für das Land und die Kommunen keine derartigen 
Maßnahmen seitens der EU-Kommission.  
 
 
Wiesbaden, 14. Juli 2022 

Prof. Dr. Kristina Sinemus 


	Kleine Anfrage
	Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten), Oliver Stirböck (Freie Demokraten) und Stefan Müller (Heidenrod) (Freie Demokraten) vom 05.05.2022
	Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes (OZG) und OZG 2.0 – Teil II
	und

	Antwort
	Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung
	Vorbemerkung Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung:


	HESSISCHER LANDTAG

